
Schulamt will vom Zentralismus abkehren 
Das liechtensteinische Schulsystem ist zu zentralistisch aufgebaut, sagt die Stiftung Zukunft.li  und fordert mehr Autonomie für die  
einzelnen Schulleitungen. Damit rennt der Thinktank offene Türen ein beim Schulamt, dessen Machtrolle immer wieder hinterfragt wird. 

Daniela Fritz 
 
«Wenig Vielfalt und Autono-
mie», attestiert die Stiftung Zu-
kunft.li dem Schulwesen in ih-
rer neuesten Publikation «Bil-
dung Liechtenstein».  

Der Thinktank sieht Re-
formbedarf und regt in einem 
ersten Schritt mehr Autonomie 
an, um die Vielfalt unter den 
Schulen zu fördern, und in ei-
nem zweiten Schritt eine freie 
Schulwahl einzuführen. Mehr 
Wettbewerb führe zu einem be-
darfsgerechteren Schulangebot. 

Der Vorschlag erinnert zu-
mindest in Grundzügen an die 
geplante Schulreform SPES I, 
die 2009 allerdings vor dem 
Volk scheiterte. Seither seien 
zwar kleine Schritte in Richtung 
Schulautonomie unternommen 
worden, erkennt die Stiftung 
Zukunft.li an. So konnten bei-
spielsweise diverse Gemeinde-
schulen altersdurchmischtes 
Ler nen, Basisstufen oder Tages -
schulen einrichten. Allerdings 
sei die Autonomie in Liechten-
stein im Vergleich zu anderen 
Ländern nach wie vor sehr 
schwach ausgeprägt.  

Rolle des Schulamts  
wird kritisch gesehen 
«Das liechtensteinische Schul-
system wird nach wie vor sehr 
zentralistisch gesteuert», so Zu -
kunft.li. Vor allem bei der Mittel-
verwendung und Personalfüh-
rung sollte der Schulleitung 
mehr Handlungsspielraum ein-
geräumt werden, findet der 
Thinktank. Auch bei der Gestal-
tung des Schulalltags, des Stun-
denplans, der Klasseneinteilung, 
des pädagogischen Konzepts, 
bei Fragen zu Integration oder 
Inklusion könnten die Schulen 

eigene Konzepte entwickeln und 
selbst festlegen, wie die Res-
sourcen eingesetzt werden, um 
den Bildungsauftrag zu erfüllen. 

Immer wieder sticht in der 
Studie die starke Rolle des 
Schulamts hervor. Diese wird in 
Befragungen grösstenteils kri-
tisch gesehen – teils  wird das 
Amt von einigen Eltern, Schul-
leitungen und Lehrpersonen als 
«zentralistisch» und «hierar-

chisch» beschrieben, während 
sich die Schulleiter mehr Spiel-
raum, etwa bei der Unterrichts-
entwicklung oder der Beurtei-
lung von Lehrpersonen wün-
schen.  

Der heutige Rahmen  
lasse bereits Spielraum zu 
Dabei scheint die Stiftung Zu-
kunft.li mit ihrer Forderung nach 
mehr Autonomie beim Schul-

amt offene Türen einzurennen. 
Grundsätzlich folge das Schul-
system in Liechtenstein dem 
rechtlichen Rahmen, heisst es 
auf «Vaterland»-Anfrage aus 
dem Schulamt. «Es ist aus Sicht 
des Schulamts sehr  wichtig, 
dass zum einen der bestehende 
und oft grosse Handlungsspiel-
raum genutzt wird, und sich an-
dererseits die Gesetzeslage den 
Anforderungen der Gegenwart 

anpasst, wenn  wir wollen, dass 
sich unser Bildungssystem wei-
terentwickelt», so Medienspre-
cher Reto Mündle.  

Das Gesetz liesse aber 
durchaus Gestaltungsraum in 
der Beurteilung oder der Ar -
beits zeitregelung zu. Durch ge-
zielte Schulversuche und Pilot-
projekte gäbe es bereits heute 
Raum und Ressourcen für inno-
vative Ansätze. «Das  Schulamt 
versucht diese, wo es aus unse-
rer Sicht sinnvoll ist, zu unter-
stützen und zu fördern», so 
Mündle.  Zudem könnten die 
Schulen Entwicklungsschwer-
punkte für ein Schuljahr setzen.  

Mehr Autonomie ist auch 
Ziel der Bildungsstrategie 
Schon in der «Bildungsstrategie 
2025 plus» wird mehr Autono-
mie als strategisches Ziel ge-
nannt. Konkrete Massnahmen 
seien jedoch keine definiert 
worden, kritisiert die Stiftung 
Zukunft.li in der Studie.  

Vielmehr heisst es darin:  
«In einem nächsten Schritt sind 
die einzelnen Bildungsinstitu-
tionen gefordert, Wege zur Er-
reichung der strategischen Ziele 
auszuarbeiten und zu entschei-
den, welche Handlungsfelder 
mit welcher Priorität in welchem 
Zeitraum mit Blick auf die Res -
sour cen umgesetzt werden sol-
len.»  

Nach Ansicht von Zukunft.li 
nehmen sich Regierung und 
Schulamt bei der Umsetzung zu 
früh aus der Verantwortung: 
«Ein grober Rahmen mit strate-
gischen Zielen und Handlungs-
feldern reicht nicht aus, um das 
Bildungssystem weiterzuentwi-
ckeln.» Die Politik müsse die 
Steuerungsebenen so gestalten, 
dass die Schulen über die not-

wendigen Handlungsspielräu-
me und Ressourcen verfügen. 
Das Schulpersonal müsse bei 
Veränderungsprozessen beglei-
tet und professionell beraten 
werden. Zudem brauche es den 
nötigen Freiraum neben dem 
Schulalltag.  

«Die Auffassung, dass man 
sich zu früh aus der Verantwor-
tung nehme, wird von Schulamt 
nicht geteilt: Mit den Schullei-
tungen findet fortwährend ein 
intensiver Austausch statt, um 
Veränderungsprozesse zu ge-
stalten, und es werden – wo mög -
lich – auch Ressourcen zur Ver-
fügung gestellt», widerspricht 
Mündle dieser Darstellung.  

«Ein Plus an Autonomie für 
die einzelnen Schulstandorte 
wurde und wird auf mehreren 
Ebenen angestrebt und teils 
auch bereits umgesetzt», heisst 
es seitens des Schulamts.   Ein 
Beispiel sei das altersdurch-
mischte Lernen.  

Ausserdem starte im kom-
menden Schuljahr ein Pilotpro-
jekt zur Beurteilung, mit Schu-
len, die hier neue Lösungsan-
sätze suchen. Dabei geht es laut 
Schulamt «um die Einführung 
einer ganzheitlichen, umfassen -
den und auf Kompetenzen  aus-
gerichteten Bewertung, welche 
den Schülerinnen und Schü -
lern, Lehrpersonen und Eltern, 
aber auch den Lehrbetrieben 
zugutekommt».  

Eine Chance bietet auch das 
Lehrerdienstgesetz, das noch 
im ersten Halbjahr wieder im 
Landtag behandelt werden soll. 
Dies könnte gemäss der Halb-
zeitanalyse des Bildungsbe-
richts mehr Autonomie bei der 
Personalführung bringen und 
die Kompetenzen der Schullei-
ter verbessern.

Mehr Autonomie führe zu einem bedarfsgerechteren Schulangebot, so Zukunft.li. Bild: Keystone
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Liechtenstein engagiert sich für die strafrechtliche Aufarbeitung 
Ukraine-Konferenz in Den Haag: Zwei Jahre sind seit dem illegalen Angriff der Russischen Föderation auf die Ukraine vergangen. Die Liste 
der internationalen Verbrechen, die in Folge dieser Aggression in und gegen die Ukraine begangen wurden, ist lang und gut dokumentiert. 

Internationale Strafjustiz und 
Rechenschaftspflicht sind seit 
langen Jahren Schwerpunkte der 
liechtensteinischen Aussenpo-
litik.  

Liechtenstein spielt eine ak-
tive Rolle in den entsprechen -
den Diskussionen für die Ukrai-
ne – bei den Vereinten Natio-
nen, dem Europarat und dem 
Internationalen Strafgerichts-
hof sowie durch seine Arbeit 
zur Schaffung eines Sondertri-
bunals für das Verbrechen der 
Aggression. 

Marok-Wachter 
weilte in Den Haag 
Anlässlich der Ministerkonfe-
renz am 2. April in Den Haag 
bekräftigte Regierungsrätin Gra -
ziella Marok-Wachter in ihren 
Reden die Unterstützung Liech -
tensteins für die Ermittlungen 
des Internationalen Strafge-
richtshofs (ICC) und betonte 
die Bemühungen Liechten-
steins – als Vorsitz des Minister-
rats des Europarats – die inter-

nationale Unterstützung für das 
nun offiziell lancierte Schadens -

register für die Ukraine zu erhö-
hen. Ebenso unterstrich sie die 

Notwendigkeit, ein internatio-
nales Tribunal zu errichten, um 

die politische und militärische 
Führung Russlands für das Ver-

brechen der Aggression zur Re-
chenschaft zu ziehen. Hierzu 
führte sie aus: «Liechtenstein 
als kleiner Staat räumt dem Völ-
kerrecht in seiner Aussenpolitik 
aus Eigeninteresse und aus So-
lidarität Priorität ein. (...) Wir 
müssen daher (...) klar machen, 
dass offensichtliche Verstösse 
gegen die UN-Charta nicht un-
gestraft bleiben werden – ob in 
der Ukraine oder andernorts.» 

Liechtenstein schloss sich 
auch einer politischen Erklä-
rung an, die von den Teilneh-
mern der Ministerkonferenz 
zur Wiederherstellung der Ge-
rechtigkeit für die Ukraine ver-
abschiedet wurde.  

Darüber hinaus nutzte Re-
gierungsrätin Marok-Wachter 
die Gelegenheit zu einem Ge-
dankenaustausch mit hochran-
gigen Vertretern, die an der 
Konferenz teilnahmen. Es fand 
unter anderem ein Gespräch 
mit dem Generalstaatsanwalt 
der Ukraine, Andriy Kostin, 
statt. (ikr)

Andriy Kostin, Generalstaatsanwalt der Ukraine (2. v. l.) im Gespräch mit Regierungsrätin Graziella Marok-Wachter und Botschafter Christian 
Wenaweser. Bild: ikr


